
sein, wenn wir uns mit dem Rat aus der Fachwelt inten-
siver befassen und Transparenz herstellen würden, weil 
Transparenz zum einen den Ermittlungsbehörden helfen 
würde, auch bei den aktuellen Sanktionen, und zum an-
deren der größte Feind der Geldwäscher ist.

Allerdings – an der Stelle reißt Ihr Antrag ein bisschen 
ab – sind wir in den Debatten schon 3 Meter weiter. Ers-
tens sind wir intern weiter, weil sich die Taskforce mit 
diesen Fragen beschäftigt, und zweitens führen wir auf 
europäischer Ebene schon Debatten darüber, dass wir 
uns – in der Zielsetzung jedenfalls – auf den Weg machen 
müssen, die verschiedenen Registerlösungen, die es gibt, 
miteinander zu verknüpfen. Das Stichwort lautet „Ver-
mögensregister“. Das ist es, was wir eigentlich brauchen, 
erst recht aus der Perspektive der Ermittlerinnen und Er-
mittler. Das heißt, wir müssen uns in der Zielsetzung 
darüber einig werden, dass wir hier ein besseres Trans-
parenzregister benötigen und dass die Register auf euro-
päischer Ebene miteinander vernetzt werden müssen. Wir 
müssen uns darüber einigen, dass wir in der Tat zentral 
abfragbare Immobilienregister benötigen. Und wir brau-
chen die Kontenabrufinformationen. Mindestens diese 
drei Bausteine gehören zueinander.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das sind nicht die einzigen Bausteine. Ich freue mich 
darüber, dass die SPD-Fraktion, glaube ich, die einzige 
Fraktion ist, die sich ausschussübergreifend schon seit 
Februar mit diesen Fragen befasst. Wir gucken tatsäch-
lich breiter auf die Fragen, die mit schmutzigem Geld zu 
tun haben, nicht nur aus der Perspektive der Transparenz, 
sondern durchaus auch vor dem Hintergrund der Frage: 
Wie gehen wir in Deutschland eigentlich mit verdächti-
gen Vermögenswerten um? Dazu gibt es einen ganz guten 
legislativen Vorschlag von drei klugen Professoren, die 
sagen: Es gibt bestimmte Kriterien, die der Rechtsstaat 
hier definieren kann. Weil schmutziges Geld eine Gefahr 
für unsere Rechtsordnung ist, darf die Eigentumsgarantie 
hier nicht gelten. Und sie sagen: Wenn wir bestimmte 
Kriterien für schmutziges Geld und schmutziges Ver-
mögen haben, dann muss der Staat ab einer bestimmten 
Größenordnung einen Auskunftsanspruch generieren 
können, um dann zu sagen: Wenn der nicht befriedigt 
wird, dann zieht der Staat dieses Vermögen ein. – Das 
ist eine Debatte, die wir zumindest in der Fraktion aktuell 
führen, von der ich mir wünsche, dass wir hier auch 
breiter voranschreiten.

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])
– Applaus von der Fraktion der Linken, immerhin.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Da würde ich 
mir mal Gedanken machen! Das sollte zu den-
ken geben!)

– Ich weiß noch nicht, ob ich das gut oder schlecht finden 
soll. In der Tat mache ich mir darüber Gedanken.

Aber der entscheidende Punkt ist – und da sollten wir 
uns alle einig sein: Wir müssen diese ganzen Anonymi-
sierungsstrategien tatsächlich aufhellen, und deswegen 
ist Transparenz ein Kernelement, das Ermittlerinnen 
und Ermittlern nicht nur bei Sanktionen, sondern auch 

bei schmutzigem Geld, bei Parteienfinanzierung – wenn 
ich hier in manche Richtung gucken darf – durchaus sehr 
helfen würde; wir hätten dann viel mehr Erkenntnisse als 
in der Vergangenheit. Also, diskutieren Sie das mit uns 
so, wie wir das in der Fraktion jetzt schon voranzutreiben 
versuchen!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner: Matthias Hauer, CDU/CSU-Frak-

tion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir beraten einen Antrag der Fraktion Die Linke. 
Sie fordert ein zentrales Immobilienregister. Die Forde-
rung kommt uns recht bekannt vor. Sie haben es ja schon 
mal versucht, unter Rot-Rot-Grün in Berlin über den 
Bundesrat. Da sind Sie gescheitert. Jetzt versuchen Sie, 
es über den Bundestag noch mal aufzuwärmen.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Es ist immer noch 
wichtig!)

Sie haben den Antrag etwas ergänzt – das will ich 
Ihnen zugutehalten – und zwei Sätze zu Ihrem Lieblings-
thema Enteignungen eingefügt. Sie haben auch die 
Begründung ein bisschen an die aktuelle politische Groß-
wetterlage angepasst. Jetzt soll ein zentrales Immobilien-
register plötzlich auch deshalb eingeführt werden, um 
besser gegen russische Oligarchen vorgehen zu können. 
Ausgerechnet Die Linke will nun Putins Freunden an den 
Kragen. Das glauben Sie doch selbst nicht.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Das wollen wir 
schon die ganze Zeit!)

Linksradikale und Rechtsradikale in diesem Hohen 
Haus sind vielmehr seit Jahren Putins Propagandaschleu-
der hier im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU – Pascal Meiser 
[DIE LINKE]: So ein dummes Zeug!)

Prominente Vertreter aus der Fraktion Die Linke hatten 
bis zuletzt den russischen Truppenaufmarsch an der 
Grenze zur Ukraine verteidigt. Sie haben Täter-Opfer- 
Umkehr betrieben.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Zum Thema!)
Sie haben Verschwörungstheorien über den russischen 
Mordversuch an dem Oppositionellen Nawalny verbrei-
tet. Sie haben unsere Bundeswehr verächtlich gemacht. 
Sie haben unserem Verteidigungsbündnis NATO Kriegs-
treiberei unterstellt. Sie haben deutschen Medien vor-
geworfen, Lügenmärchen des US-Geheimdienstes zu 
verbreiten. Und Sie haben die berechtigten Sorgen unse-
rer osteuropäischen Nachbarn kleingeredet.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Zentrales Immobi-
lienregister!)
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Es ist grotesk, dass ausgerechnet Sie uns weismachen 
wollen, mit Ihrem Immobilienregister russischen Oligar-
chen ans Leder zu wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auf wessen Seite Sie tatsächlich stehen, das erfahren 

wir immer wieder. Nachdem Russland die Krim über-
fallen hat und Separatisten im Donbass von Russland 
aufgerüstet wurden, reisten Abgeordnete Ihrer Fraktion 
sogar zu diesen Warlords in die Ostukraine und machten 
mit ihnen Propagandafotos. Noch am Sonntag vor dem 
russischen Einmarsch im Februar hatte Ihre Kollegin 
Wagenknecht aus der Fraktion Die Linke in einer Talk-
show wörtlich gesagt:

Wir können heilfroh sein, dass Putin nicht so ist, wie 
er dargestellt wird: ein durchgeknallter Nationalist, 
der sich berauscht, Grenzen zu verschieben.
(Caren Lay [DIE LINKE]: Das war wirklich 

peinlich!)
Doch, Frau Wagenknecht, diese Darstellung ist exakt 
richtig. Und es war auch damals nicht das erste Mal, 
dass Putin Grenzen verschoben hat. Dies alles steht 
exemplarisch dafür, wie Die Linke Putins Russland ab-
sichtlich verklärt hat.

Das Schlimmste ist: Sie haben aus Ihren Fehlern nicht 
gelernt, indem Sie der Ukraine noch immer lebensnot-
wendige Hilfe versagen wollen. Kein einziger Abgeord-
neter Ihrer Fraktion hat gestern dem gemeinsamen An-
trag von Ampelkoalition und Union zugestimmt, der 
Ukraine umfassende Hilfe zukommen zu lassen. Erst ges-
tern hat Ihre Obfrau im Auswärtigen Ausschuss, Frau 
Dağdelen, diese Hilfe für die Ukraine als – Zitat – „fak-
tischen Kriegseintritt“ bezeichnet, Ampel und Union als 
„Kriegskoalition“ tituliert und zum Widerstand aufgeru-
fen. Sie betreiben Angstmacherei und Putin-Propaganda 
in Reinform.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Allein Putins Regime entscheidet darüber, wen Russland 
zur Kriegspartei macht. Wenn Russland die Waffen nie-
derlegt, endet der Krieg. Wenn die Ukraine die Waffen 
niederlegt, gibt es keine Ukraine mehr, und Putin wird 
sich neue Opfer suchen. Das dürfen wir nicht zulassen.

Natürlich müssen wir Sanktionen gegen russische Oli-
garchen besser durchsetzen. Aber dafür braucht niemand 
Tipps der Linken; denn Sie sind Teil des Problems, Sie 
sind kein Teil der Lösung. Wir haben in den letzten Jah-
ren umfangreiche Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche im Immobiliensektor auf den Weg gebracht. 
Wir sehen aktuell, dass viele EU-Partner deutlich erfolg-
reicher als Deutschland agieren, was das Einfrieren von 
Vermögenswerten der Profiteure des Systems Putin an-
geht.

Die Bundesregierung hat angekündigt, dass sie ein so-
genanntes Sanktionsdurchsetzungsgesetz prüfe. Es dürfte 
Konsens sein, dass es erhebliche Schwachstellen bei der 
Durchsetzung der Sanktionen gibt. Die Prüfung sollte 
nun endlich in einen konkreten Gesetzentwurf münden. 
Wir als Union werden ein solches Sanktionsdurchset-
zungsgesetz konstruktiv begleiten. Wir können auch 
über eine grundlegende Reform des Grundbuchwesens 

sprechen, wenn die Reform durchdacht ist und zur effek-
tiven Durchsetzung der Sanktionen notwendig ist. Wir 
wollen nämlich keine bürokratischen Doppelstrukturen.

Wir wollen, dass der Datenschutz gewährleistet bleibt. 
Wir wollen, dass unbescholtene Immobilienbesitzer nicht 
dadurch in den Fokus von Kriminellen geraten können. 
Und wir wollen, dass die Maßnahmen zielgerichtet und 
hart die treuesten Unterstützer des kriminellen Putin-Re-
gimes treffen. Das gewährleistet der Antrag der Linken 
nicht. Deshalb lehnen wir ihn ab.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU – Pascal Meiser 
[DIE LINKE]: Billig! – Dr. Gesine Lötzsch 
[DIE LINKE]: Na ja, die Begeisterung in den 
eigenen Reihen hält sich auch in Grenzen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Hanna 

Steinmüller, Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Hauer, in der Schule hätte man 
gesagt: Thema verfehlt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der FDP – Matthias Hauer [CDU/ 
CSU]: Lesen Sie es noch mal in Ruhe nach! 
Das war doch begründet mit der Ukraine und 
den russischen Oligarchen!)

Eigentlich geht es in diesem Tagesordnungspunkt um das 
zentrale Immobilienregister, nicht um Ihre Aversion ge-
genüber der Linkspartei. Offensichtlich wollten Sie 
nichts zum zentralen Immobilienregister sagen; Sie ha-
ben in den letzten 16 Jahren ja auch nichts dafür getan. 
Das belastet die Mieterinnen und Mieter in diesem Land, 
und darum geht es eigentlich in dieser Debatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Deutschland ist ein Geldwäscheparadies – das wissen 
wir, und das hat Ministerin Geywitz beim Auftakt vom 
Bündnis für bezahlbares Wohnen am Mittwoch auch 
noch mal bekräftigt –,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das ist 
die Frau, die etwas gegen Einfamilienhäuser 
hat!)

und das ist ein Problem. Wir haben keinen Überblick, 
wem in Deutschland die Immobilien gehören. Es fehlt 
uns die Transparenz. Herr Fiedler hat schon auf die Ver-
brechen hingewiesen, die zur Geldwäsche führen.

Ich bin Wohnungspolitikerin; deswegen möchte ich 
meinen Blick auf die Mieterinnen und Mieter richten. 
Was bedeuten Geldwäsche und Intransparenz auf dem 
Mietenmarkt? Sie bedeuten für die Mieterinnen und Mie-
ter, dass der verfügbare Bestand reduziert wird. Geld-
wäscher kaufen mit viel Geld Objekte in guten Lagen, 
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